
Bü rgerbegeh ren a bgelehnt
Putzbrunn genehmigt Bauantra gzur Errichtung des Asylbewerberheims
Mehrere Wochen schon
stand der Antrag des Land-
l<reises München zum Bau
einer Asytbewerberunter-
kunft auf der Tagesordnung
der Gemeinde Putzbrunn.
Dagegen hat sich eine Bür-
gerinitiative gebitdet. Aus-
serdem wurde ein Bürgerbe-
gehren zur,,Durchführung

eines Ba u leitpla nverfa h rens
für altersgerechtes Woh-
nen" für eben dieses Grund-
stücl< beantragt, was eine
Verzögerung oder gar Ver-
hinderung des Baues zu Fol-
ge hätte. In der Sitzung des
Gemeinderat Putzbrunn am
30. Aprit l<am es schtießlich
zur Entscheidung.

Die formaten Anforderungen an
ein Bürgerbegehren sind er-
fü[tt: so hieß es in der Be-
schlussvorlage des Gemeinde-
rates. Auch waren die zum Zeit-
punkt der Vorlage abgegebe-
nen 786 güttigen
Unterschriften ausreichend für
ein solches Begehren:10 7o Un-
terzeich nungsberechtigte sind
dafür nötig, was in Putzbrunn

eine Anzahl von 476 Unter-
zeichnern bedeutet hätte. Ats
Termin für das Begehren war
der 30. Juni angedacht - der
Termin, an dem im benachbar-
ten BrunnthaI sogar zwei Bür-
gerbegehren zum Erwerb des
ehemaligen Gasthofs Lutter-
schmid stattfinden. Die Kosten
für das Begehren in Putzbrunn
waren Fortsetzung auf Seite 4
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Bürgerbegehren abgelehnt

ebenfalls schon berechnet:
9O00 Euro.
Mit der endgüttigen Entschei-
dung taten sich die Gemeinde-
räte alterdings trotzdem nicht
leicht. Grund dafür seien die
inhaltlichen Voraussetzu ngen.
So wurden Stellungnahmen so-
wohl vom Bayerischen Gemein-
detag als auch von der Kommu-
nalaufsicht a ngefordert.
Auch die Initiatoren des Bür-
gerbegehrens liessen den Ge-
meinderäten noch am Vormit-
tag der Sitzung eine Fü[[e von
e-mails zukommen und äußer-
ten sich auch in der Gemeinde-
ratssitzung derart mit [autstar-
ken Zwischenrufen und Geklat-
sche, dass sie von Bürgermei-
ster Edwin Klostermeier
mehrfach um Ruhe gebeten
werden mussten.
Folgende Kritikpunkte wurden
seitens der Gemeinde schließ-
lich an der Begründung des

Bürgerbegehrens angeführt:
der Begriff ,,altersbestimmtes
Wohnen" sei zu unbestimmt,
ein Finanzierungsvorschlag
fehle, eventuell mögliche Ent-
schädigungsteistungen an den
Landkreis seien noch über-
haupt nicht in die überlegun-
gen miteinbezogen, die Ftä-
chengröße sei unklar.
Ausschlaggebend war aber ver-
muttich der Hinweis des Land-
ratsamtes, dass es sich bei dem
zu bebauenden Gebiet anders
als in der Begründung des Be-
gehrens dargestetlt, nicht um
,,Bannwald" handle, da das
Grundstück 633/2 westlich der
Theodor-Heuss-Str. und damit
außerhalb des Bannwaldes [ie-
ge. Entgegen der Behauptun-
gen der Antragstetler seien die
beteiligten Gremien und Bür-
ger auch ausreichend fr.üh in-
formiert worden.
So entschied der Gemeinderat
in einem ersten Beschtuss mit
t3 zu 6 Stimmen, ,,dass das
Bürgerbegehren aufgrund von
unrichtigen Tatsachenbehaup-
tungen in der Begründung un-

zulässig ist". In einem weite-
ren Beschluss genehmigte der
Gemeinderat dann zudem den
Bauantrag des Landkreises,
der zur Entscheidung in den
Gemeinderat gehoben worden
war. Ebenso genehmigt wurde
der Antrag auf einen ange-
strebten Kauf des Grundstük-
kes durch die Gemeinde in der
Zukunft sbwie die Aufstellung
eines Bebauungsplanes. Ein
Antrag auf Erlass einer Verän-
de- rungssperre wurde hinge-
gen abgelehnt.
Die Initiatoren des Bürgerbe-
gehrens teilten derweiI mit, sie
hätten sich dazu entschieden
,,gegen die Unzulässigkeitser-
k[ärung des Bürgerbegehrens
Klage einzureichen, um ein
ordnungsgemäßes und trans-
pa rentes Bauleitp[anverfahren
mit Bürgerbeteitigung zu errei-
chen". 
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